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Mag. Bernhard Rappert
Bereichsleiter VertretungsNetz – Patientenanwaltschaft (UbG)

Wenn untergebrachte Psychiatriepatienten
entweichen
Unterbringung – Entweichen eines Patienten. Wenn ein Patient aus der Unterbringung entweicht,
endet die Unterbringung zu dem Zeitpunkt, an dem die nächste gerichtliche Überprüfung statt-
finden müsste. Danach darf der Patient grundsätzlich nur unter Beiziehung des im öffentlichen
Sanitätsdienst stehenden Arztes (im Folgenden kurz: Amtsarzt) zurückgebracht werden.

Der Oberste Gerichtshof hat in seiner Ent-
scheidung vom 9. 4. 2015 (OGH 7 Ob 27/
15v) zur Frage Stellung genommen, wie vor-
zugehen ist, wenn ein nach dem Unterbrin-
gungsgesetz (UbG) untergebrachter Patient
zum Zeitpunkt der „mündlichen Verhand-
lung“ entwichen und nicht mehr im Kran-
kenhaus anwesend ist. Er hat dabei zwei
wichtige Fragestellungen beantwortet:
n Beendet das Entweichen die Unterbrin-

gung – wenn ja: wann?
n Wie ist in einem solchen Fall verfah-

rensrechtlich vorzugehen?

Die wesentlichen Aussagen der
höchstgerichtlichen Entscheidung
Zur Erläuterung: Wenn das Gericht in der
sogenannten Erstanhörung, die bald nach
Beginn einer Unterbringung stattfindet,
diese für zulässig erklärt, dann hat gem
§ 20 Abs 1 UbG spätestens binnen 14 Ta-
gen eine weitere gerichtliche Entscheidung
in der „mündlichen Verhandlung“ gem
§ 26 Abs 1 UbG zu erfolgen.

Der OGH hält in der aktuellen Ent-
scheidung fest, es . . .

„[. . .] macht eine [. . .] Zulässigkeitsprü-
fung nur dann Sinn, wenn der Kranke [. . .]
auch noch tatsächlich aufrecht untergebracht
ist. Dies ist beispielsweise bei einem bewilligten
Ausgang, nicht jedoch [. . .] bei einem Entwei-
chen des Kranken der Fall. Entweicht ein
Kranker aus der Anstaltsunterbringung und
ist es nicht möglich, diesen bis zur gerichtlichen
Entscheidung nach § 26Abs 1UbG zurückzu-
holen, hat eine solche [Anm: gerichtliche Ent-
scheidung] (endgültig) zu unterbleiben.“

„Der Kranke entwich einen Tag vor der
für den letzten Tag der 14-tägigen Frist des
§ 20 Abs 1 UbG anberaumten mündlichen
Verhandlung und wurde bis zu der nach
§ 26 Abs 1 UbG zu treffenden Entscheidung
nicht zurückgeholt [. . .].“

In zweiter Instanz hatte das Landesge-
richt für ZivilrechtssachenWien (43 R 647/
14m) festgehalten:

„Nach Ablauf der 14-tägigen Frist [. . .]
war die Aufrechterhaltung [. . .] der Unter-
bringung nicht mehr gesetzlich gedeckt.“

Der OGH schließt sich dieser Sicht-
weise an, wenn er ausführt,

„[. . .] dass bis zu dieser Entscheidung
[Anm: der mündlichen Verhandlung gem
§ 26 Abs 1 UbG] die Unterbringung durch
die Beschlussfassung nach § 20 Abs 1 UbG ge-
deckt ist“.

Eine Unterbringung ist im-
mer durch eine gesetzliche/
gerichtliche Frist für einen
bestimmten Zeitraum ge-
deckt. Entweicht ein Patient,
dann endet sie am letzten
Tag dieses zeitlichen
Rahmens.

Eine Unterbringung ist zum einen ein „fak-
tischer Zustand“ (der Patient wird in seiner
Freiheit beschränkt, er darf zB die Station
nicht verlassen). Zum anderen ist die Un-
terbringung aber auch eine „behördliche
Anordnung“, die der Arzt vornimmt.1

Der OGH entkoppelt sinnvollerweise
diese beiden Begriffe voneinander und stellt
zunächst klar, dass der faktische Zustand
der Unterbringung mit dem Entweichen
endet.

Die ärztliche Anordnung der Unter-
bringung hingegen lässt er zunächst wei-
terbestehen, und zwar so lange, wie sie
durch eine vorangegangene gerichtliche Ent-
scheidung oder gesetzliche Frist zeitlich ge-
deckt ist. Bei Ablauf dieser Frist müsste sie
durch eine neuerliche gerichtliche Entschei-
dung verlängert werden. Dies ist in Abwe-
senheit des Patienten verfahrensrechtlich
nicht möglich, weswegen die Unterbringung
mangels Rechtsgrundlage nicht weiter auf-
rechtbleiben kann.

Nur bis zu diesem Zeitpunkt darf die
Unterbringung als Faktum aufrechterhal-

ten bzw im Falle des Entweichens wieder-
hergestellt werden.2 Danach erfolgt bei
Rückkehr des Patienten eine neue Unter-
bringung.

Wann endet die Unterbringung
nach dem Entweichen?
Die Unterbringung als behördliche Anord-
nung endet demnach nicht bereits im Zeit-
punkt des Entweichens, sondern erst mit
Ablauf verschiedener Fristen:

Entweichen vor der Erstanhörung
Wird ein Patient nach dem UbG auf einer
psychiatrischen Abteilung angehalten, dann
hat das Gericht binnen vier Tagen ab
Kenntnis (§ 19 UbG), spätestens aber bin-
nen einer Woche ab Beginn der Unterbrin-
gung (Art 6 Bundesverfassungsgesetz über
den Schutz der persönlichen Freiheit –

PersFrG) die sogenannte Erstanhörung
durchzuführen und über die Zulässigkeit
dieser Zwangsmaßnahme zu entscheiden.

Es gibt bis dahin zwar noch keine ge-
richtliche Deckung der Unterbringung, ent-
sprechend den Wertungen des OGH kann
aber auf diese gesetzlichen Fristen zurück-
gegriffen werden. Meines Erachtens ist auf
die Wochenfrist des PersFrG abzustellen.
Die Unterbringung endet im Falle des
Entweichens eine Woche nach ihrem Be-
ginn.

Entweichen nach der Erstanhörung,
aber vor dermündlichen Verhandlung
Die nächste gerichtliche Entscheidung er-
folgt unter Beiziehung eines Sachverständi-
gen spätestens 14 Tage nach der Erstan-
hörung in der „mündlichen Verhandlung“.
In der Praxis sind es 7 bis 14 Tage nach der
Erstanhörung, was meist organisatorische
Gründe hat. Da der OGH ausdrücklich
auf den „letzten Tag der Frist“ hinweist, en-

1Vgl Kopetzki, Grundriss des Unterbringungsrechts3 (2012)
Rz 22 f. 2 In diesem Sinn ist die Entscheidung VwGH 28. 1.
1994, 93/11/0035, nunmehr richtig zu verstehen.
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det die Unterbringung nach Entweichen
am 14. Tag nach der Erstanhörung.

Entweichen nach der mündlichen
Verhandlung und vor Fristablauf
Bei der mündlichen Verhandlung legt das
Gericht eine (verlängerbare) Frist für die
Unterbringung fest. Entweicht der Patient
vor Fristablauf, dann endet die Unterbrin-
gung spätestens am letzten Tag dieser Frist.

Vor Fristablauf kann eine „vorzeitige
Überprüfung“ der Unterbringung bean-
tragt werden. Das Gericht hat dann inner-
halb von 14 Tagen ab Einlangen dieses
Antrags wieder eine „mündliche Verhand-
lung“ durchführen.3 An diesem Tag würde
die Unterbringung enden, wenn der Patient
nicht zuvor zurückkehrt.

Wie von der psychiatrischen
Abteilung vorzugehen ist
Aufhebung der Unterbringung
durch den Arzt?
Der OGH gibt keine eindeutige Antwort
auf die Frage, ob eine formelle Aufhebung
durch den Arzt am jeweiligen Tag erforder-
lich ist:

Einerseits hält er fest, dass die Beendi-
gung der Unterbringung „in der Kompetenz
des Abteilungsleiters“ liegt. Dies spräche da-
für, dass der Abteilungsleiter verpflichtet
wäre, die Unterbringung am oben darge-
stellten Tag für beendet zu erklären.

Andererseits weist der OGH aus-
drücklich darauf hin, dass mit der vorge-
sehenen Vorgehensweise durch das Ge-
richt kein Rechtsschutzdefizit verbunden
sein darf. Das gilt auch für das Vorgehen
des Abteilungsleiters in seiner Funktion
als Behörde des UbG. Wäre er in der
Lage, die Anordnung der Unterbringung
nach Fristablauf rechtswidrig aufrechtzu-
belassen, gäbe es dagegen keinerlei Rechts-
mittel: Die Verwaltungsgerichte sind nach
ständiger Rechtsprechung nicht zuständig,
das Unterbringungsgericht darf nach An-
sicht des OGH die Unterbringung nicht
beenden und entsprechend der aktuellen
Entscheidung nicht für unzulässig erklä-
ren.

Im Sinne eines umfassenden Rechts-
schutzes kann daher nur davon auszugehen
sein, dass in diesen Fällen die ärztliche An-
ordnung der Unterbringung mit dem
zeitlichen Ende der gesetzlichen/richter-
lichen Deckung ausläuft, ohne dass es ei-
ner Beendigungserklärung durch den Ab-
teilungsleiter bedürfe.

PRAXISTIPP
Es empfiehlt sich, dass der Umstand
des Endes der Unterbringung am
jeweiligen Tag in der Krankenge-
schichte dokumentiert wird, da nur so
ein weiterer rechtskonformer Umgang
mit der Situation gewährleistet ist.
Die in den einzelnen Abteilungen in
Verwendung stehenden Formulare
für die „Aufhebung einer Unterbrin-
gung durch den Arzt“ sind aus prak-
tischer Sicht dazu wohl am besten
geeignet.

Information an die
Sicherheitsbehörde
Hat die Abteilung nach dem Entweichen die
Polizei um Wiedereinbringung des Patien-
ten ersucht (Assistenzleistung im Rahmen
der Amtshilfe) und dabei mitgeteilt, dass
der Patient aufrecht untergebracht ist, dann
ist das Ende der Unterbringung umgehend
der Exekutive mitzuteilen. Eine förmliche
Mitteilung ist erfahrungsgemäß dringend
anzuraten.

Ein Unterlassen dieser Mitteilung
kann imFalle einer darauffolgendenWie-
dereinbringung ohne Anwendung der
§§ 8, 9 UbG (siehe unten) zu einer Haf-
tung führen.

Wurde die Polizei um
Wiedereinbringung des
Patienten ersucht, ist sie
vom Ende der Unterbringung
umgehend zu informieren.
Liegt noch eine Gefährung
vor, fahndet die Polizei
weiter nach dem Patienten.

Klargestellt sei, dass der Arzt auch im Falle
des Entweichens die Unterbringung von
sich aus beenden kann und muss, sobald
er ihre Voraussetzungen nicht mehr an-
nimmt (wenn der Patient zB anderweitig
entsprechend versorgt ist).

Sicherstellung der Gefahrenabwehr
Durch die Beendigung der Unterbringung
und die Mitteilung an die Polizei wird die
Gefahrenabwehr keineswegs vereitelt. Gem
§ 24 Abs 1 Z 3 SPG haben die Sicherheits-
behörden nach Personen zu fahnden, die
aufgrund psychischer Behinderung hilflos
sind (Selbstgefährdung) oder andere ernst-
lich und erheblich gefährden (Fremdgefähr-

dung). Eine aufrechte Unterbringung ist
dafür nicht Voraussetzung.

Wird der Polizei von der psychiatri-
schen Abteilung mitgeteilt, dass die Unter-
bringung zwar nicht mehr aufrecht ist, je-
doch weiterhin eine Gefährdung angenom-
men wird, dann ist nach dem Patienten wie
bei aufrechter Unterbringung zu fahnden.

Der einzige Unterschied besteht darin,
dass bei Antreffen des Patienten nach
§§ 8, 9 UbG vorzugehen ist, gewöhnlich
also der Amtsarzt beigezogen wird. Ge-
schieht dies (zB mangels Mitteilung des
Unterbringungsendes an die Exekutive)
nicht, ist die Wiedereinbringung rechtswid-
rig, da sie sich nicht auf eine aufrechte Un-
terbringung stützen kann.4

Wie vom Gericht verfahrensrechtlich
vorzugehen ist
Ist ein Patient entwichen, dann ist je nach
Konstellation
n die Erstanhörung auf den letzten Tag

der einwöchigen Frist des Art 6 PersFrG
(das kann auch ein Feiertag, Samstag
oder Sonntag sein) anzuberaumen,

n eine für früher anberaumte mündliche
Verhandlung auf den letzten Tag der
14-tägigen Frist des § 20 Abs 1 UbG
zu erstrecken (eine Erstreckung auf un-
bestimmte Zeit, wie vom Landesgericht
für Zivilrechtssachen Wien [45 R 246/
07w] offenbar angenommen, kommt
nicht in Frage, da die Entscheidung nach
§ 26 Abs 1 „endgültig“ zu entfallen
hat), oder

n eine mündliche Verhandlung auf den
14. Tag nach Einlangen eines Antrags
auf vorzeitige Überprüfung anzuberau-
men.

Am jeweiligen Tag ist im Falle weiterer Ab-
wesenheit des Patienten auszusprechen,
dass „der Beschluss nach § 20 Abs 1 (oder
§ 26 Abs 1) UbG zu entfallen hat“. Damit
ist das Unterbringungsverfahren beendet.
Kehrt der Patient später zurück, findet ein
neues Verfahren statt.

Anmerkung

Anonymisierte Fallgeschichte
Eine junge Frau war wegen einer psychi-
schen Krise untergebracht worden und
kehrte von einem Spaziergang nicht zu-

3Vgl zur Anwendung des § 20 Abs 1 UbG Hopf/Aigner, Unter-
bringungsgesetz (1993) § 31 Anm 5. 4Vgl Thanner/Vogl, Unter-
bringungsgesetz (2006) 69 f.
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rück. Die Abteilung ersuchte die Polizei
um Rückholung der Patientin. Die Un-
terbringung wurde (nach nunmehr über-
holter Ansicht) unbefristet aufrechtge-
lassen.
Wochen später, als die Krise längst abge-
klungen war, traf die Polizei die Frau an
ihrem Arbeitsplatz an. Einzig und allein
aufgrund der aufrechten Unterbringung
wurde sie ohne Prüfung des aktuellen
Zustands und ohne Beiziehung eines
Arztes vor den Augen ihrer Kollegen ab-
geführt und auf die psychiatrische Abtei-
lung gebracht.
Dort wurde die Unterbringung nach Be-
gutachtung vom Arzt aufgehoben, weil
weder eine psychische Krise noch irgend-
eine Gefährdung vorlagen. Drei Stunden
nach der zwangsweisen Einweisung
wurde die Frau wieder entlassen.

Eine Unterbringung darf
nach dem Entweichen nicht
so lange aufrechterhalten
werden, bis der Patient
(auch nach Monaten) von
der Polizei ohne Prüfung der
Unterbringungsvoraus-
setzungen(!) zurückgebracht
wird.

Die vorliegende Entscheidung ist im Sinne
des Rechtsschutzes vor derartigen Eingrif-
fen in die persönliche Freiheit zu begrüßen.
Das Ende der Unterbringung an bestimm-
bare Fristen zu koppeln schafft Klarheit in
einem sehr uneinheitlich gehandhabten Be-
reich staatlichen Zwangs.

Ganz wesentlich geht es in der Praxis
aber um die Sicherstellung der Information

an die Sicherheitsbehörde, dass die Unter-
bringung eines Patienten, nach dem gefahn-
det wird, zu Ende ist. Bereits jetzt zeigt sich,
dass sich die Verpflichtung zu dieser Mit-
teilung größerer Akzeptanz und leichterer
Administrierbarkeit erfreuen würde, wenn
zum immer selben Zeitpunkt eine Unzuläs-
sigerklärung erfolgen würde:

Unzulässigerklärung statt
Verfahrensbeendigung
Wünschenswert wäre es gewesen, wenn die
Gerichte zum jeweiligen Zeitpunkt die
Unterbringung in Abwesenheit des Pa-
tienten für unzulässig erklärt hätten
(wie dies in erster Instanz auch geschehen
ist).

Verfahrensrechtlich ist dies argumen-
tierbar: Das UbG geht davon aus, dass eine
Unzulässigerklärung ausschließlich zum
Vorteil des Patienten gereicht, sodass ihm
dagegen nicht einmal ein Rechtsmittel zuge-
standen wird. Die Verletzung des Rechts

auf Teilnahme an der Verhandlung er-
scheint dagegen vernachlässigbar. Auch ma-
teriell-rechtlich wäre eine solche Entschei-
dung korrekt: Die Prognose des Schaden-
eintritts ist nach längerer Abwesenheit des
Patienten schlichtweg nicht mehr mit der
vom UbG geforderten Wahrscheinlichkeit
möglich, was in dubio pro libertate zur Un-
zulässigkeit führen muss.

Einheitliche Wochenfrist anstatt
dreier verschiedener Fristen
AusdemselbenGrundhätteman auf die ein-
wöchige Frist des § 32 UbG abstellen kön-
nen, wonach die Unterbringungsvorausset-
zungen wöchentlich (außer bei besonders
langen Unterbringungen) in der Krankenge-
schichte darzulegen sind. Dem Gleichheits-
grundsatz entsprechend(!) würde die Unter-
bringung dann in allen drei genannten Kons-
tellationen eine Woche nach dem Entwei-
chen enden.
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Zum Thema

In Kürze
Entweicht ein nach dem UbG in einer psychiatrischen Abteilung untergebrachter Patient aus

dem Krankenhaus, dann endet die Unterbringung mit Ablauf der letzten gesetzlichen/ge-

richtlichen Frist, die die Unterbringung zeitlich deckt. Bis dahin kann er von der Sicherheits-

behörde aufgrund eines Ersuchens der Abteilung formlos auf die Station zurückgebracht

werden. Danach ist nach §§ 8, 9 UbG vorzugehen, in der Regel also der Amtsarzt beizuziehen.

Die Exekutive ist daher vom Ende der Unterbringung umgehend zu informieren.
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